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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

In der Deutschschweiz, wo in den kleinen Gemeinden und in einigen Kantonen auch in
grösseren Orten an der Gemeindeversammlung oder an der Urne über Einbürgerungen
entschieden wird, kam es vermehrt zur Ablehnung von Gesuchen von Personen aus
dem ehemaligen Jugoslawien und, allerdings seltener, aus der Türkei, bei gleichzeitiger
Einbürgerung von Angehörigen anderer Staaten. Der Präsident der eidgenössischen
Rassismuskommission, Georg Kreis, sah darin eine unzulässige und im Widerspruch zur
neuen Verfassung stehende Diskriminierung. Er schlug deshalb ein Rekursrecht der
Abgewiesenen beim Bundesgericht vor. In seiner Antwort auf eine Interpellation de
Dardel (sp, GE) mit ähnlicher Stossrichtung antwortete der Bundesrat, dass die
bestehende Rechtsordnung den Bundesbehörden keine Interventionskompetenzen
einräume, dass aber eine aus Vertretern des Bundes und der Kantone
zusammengesetzte Arbeitsgruppe neue Lösungen für die Einbürgerung von in der
Schweiz aufgewachsenen Ausländern überprüft. In der Stadt Zürich tat sich die SVP mit
einer Kampagne „gegen die Verschleuderung des Zürcher Bürgerrechtes“ hervor. Ihrer
Meinung nach ist der starke Anstieg der Einbürgerungen (von 314 im Jahre 1992 auf 1255
im Jahre 1998) auf eine zu lasche Politik der dafür zuständigen, mehrheitlich linken
Gemeindeexekutive zurückzuführen. Zuerst reichte die SVP eine Volksinitiative ein,
welche die Wohnsitzpflicht in der Stadt von sechs auf zehn Jahre erhöhen will. Einige
Monate später lancierte sie auch noch eine Volksinitiative, die verlangt, dass in der
Stadt Zürich das Volk an der Urne über jede einzelne Einbürgerung entscheiden muss.
Diese wurde im Dezember eingereicht. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 24.06.1999
HANS HIRTER

Die politische Auseinandersetzung um den Vollzug des bestehenden, aber auch des sich
in der parlamentarischen Debatte befindenden neuen Einbürgerungsrechts war stark
geprägt von zwei Bundesgerichtsurteilen vom 9. Juli. Das eine bezog sich auf eine von
Stadt und Kanton für ungültig erklärte Volksinitiative der SVP der Stadt Zürich, welche
eine Volksabstimmung über jedes einzelne Einbürgerungsgesuch forderte. Das
Bundesgericht lehnte die Beschwerde der SVP ab und stellte sich hinter die Argumente
der Zürcher Behörden, dass erstens eine Urnenabstimmung in der Stadt Zürich mit
jährlich Hunderten von Einbürgerungsentscheiden nicht praktikabel wäre, und zweitens
der Anspruch der Stimmenden auf vollständige Information mit dem Recht der
Gesuchsteller auf Schutz ihrer Privatsphäre nicht vereinbar wäre. Darüber hinaus fällte
das Bundesgericht den Grundsatzentscheid, dass ablehnende Einbürgerungsentscheide
ohne Begründung verfassungswidrig seien und, da ja auf dem Abstimmungszettel keine
Begründung aufgeführt werden kann, über Einbürgerungen prinzipiell nicht an der
Urne entschieden werden darf. Das zweite Urteil betraf Beschwerden von Ausländern,
deren Einbürgerungsgesuche in einer Urnenabstimmung in der Gemeinde Emmen (LU)
abgelehnt worden waren. Die Richter befanden, dass die Ablehnung aufgrund der
ethischen oder religiösen Herkunft der Gesuchsteller (es handelte sich um Personen
aus dem Balkan) erfolgt sei. Da dies dem Verfassungsgrundsatz des
Diskriminierungsverbots widerspreche, forderten sie den Kanton Luzern auf, die
Gemeinde Emmen zu veranlassen, ein verfassungskonformes Verfahren durchzuführen.
Zu dem in den meisten Deutschschweizer Gemeinden üblichen Verfahren, die
Einbürgerungsentscheide in der Gemeindeversammlung zu fällen, äusserte sich das
Bundesgericht nicht. Ebenso wenig nahm es eindeutig Stellung zur Frage, ob eine
Einbürgerung ein politischer Entscheid oder ein Verwaltungsakt sei. In der schriftlichen
Begründung hielt es dazu fest, dass zwar kein Anspruch auf Einbürgerung bestehe, dass
aber die Stimmenden hier trotzdem eine Verwaltungsfunktion ausübten, da sie über die
Rechtsstellung von Einzelnen entschieden. In dieser Funktion seien sie gehalten, das
Diskriminierungsverbot zu beachten. 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 09.07.2003
HANS HIRTER
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Während die meisten Staatsrechtler das Urteil ebenso begrüssten wie die politische
Linke, war die Reaktion bei den bürgerlichen Parteien gemischt. Für die CVP und die
FDP war der Entscheid – drei Monate vor den nationalen Wahlen – zumindest
unglücklich terminiert, und wegen dem Verzicht auf eine Beurteilung der Zulässigkeit
der im Vergleich zu den Urnenabstimmungen viel häufigeren Entscheidungen an
Gemeindeversammlungen auch wenig hilfreich. Die SVP protestierte heftig gegen das
als Beschneidung der Gemeindeautonomie und der Volksrechte kritisierte Urteil. Sie
machte das Problem denn auch gleich zu einem Wahlkampfthema. Ihr Parteitag
beschloss die Lancierung einer Volksinitiative für eine Verankerung der Möglichkeit von
Urnenabstimmungen über Einbürgerungen in der Verfassung. Der Beginn der
Unterschriftensammlung wurde allerdings zurückgestellt. 3

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 15.09.2003
HANS HIRTER

In der Folge zogen in vielen Kantonen, in denen bisher Urnenabstimmungen zu
Einbürgerungen stattfanden, die Behörden sofort die Konsequenzen aus den
Bundesgerichtsurteilen. So beschloss die Luzerner Justizdirektion, den Absatz der
Emmener Gemeindeordnung, welcher Volksabstimmungen für Einbürgerungen verlangt,
als verfassungswidrig aufzuheben. In Schwyz und Appenzell Ausserrhoden, wo der
Entscheid bisher in fast allen Gemeinden an der Urne gefällt wurde, ordneten die
Regierungen an, dass dies künftig an der Gemeindeversammlung (SZ) resp. durch die
Exekutive, oder, falls vorhanden, durch das Gemeindeparlament geschehen müsse und
dass eine Ablehnung zu begründen sei. 4

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 18.09.2003
HANS HIRTER

Das Bundesgericht entschied, dass die Gemeinden nicht die Freiheit haben, die
Sprachkenntnisse von Einbürgerungskandidaten nach ihrem Gutdünken zu
überprüfen. 5

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 05.05.2011
NADJA ACKERMANN

Äussere Sicherheit

Rund 70 Terrorismusstrafverfahren waren Medienberichten zufolge Anfang 2020 am
Bundesstrafgericht hängig. Eine Handvoll weitere kamen im Verlauf des Jahres hinzu.
Im Dunstkreis der Genfer IS-Zelle um die Moschee Petit-Saconnex, die unter anderem
den enthüllten Terroranschlag auf das Treibstofflager in Vernier geplant hatte, kam es
etwa zu neuen Anklagen gegen zwei Männer, die 2015 versucht hatten, nach Syrien zu
reisen und sich dem IS anzuschliessen. Obwohl sie von den türkischen Behörden an der
Weiterreise nach Syrien gehindert worden seien, hätten sie bereits in der Türkei
logistische Unterstützung des IS in Anspruch genommen und diesen finanziell
unterstützt, lauteten die Vorwürfe. Grosse Medienaufmerksamkeit generierte auch die
Messerattacke von Morges (VD) im September, als ein nachrichtendienstlich bekannter
Islamist einen Kunden eines Kebaplokals mit einem Messer angriff und tödlich verletzte.
Die Bundesanwaltschaft ermittelte zu diesem Zeitpunkt bereits seit einem Jahr wegen
versuchter Brandstiftung an einer Tankstelle gegen den Mann, weil die Polizei bereits
damals Hinweise auf einen dschihadistischen Hintergrund festgestellt hatte. Ob die Tat
von Morges als erster islamistischer Terroranschlag in der Schweiz gelten kann, wird
gemäss Einschätzung der NZZ allerdings nur schwer zu klären sein. Die Grenze zwischen
religiösem Fanatismus und psychischer Erkrankung könne nicht klar gezogen werden
und es stehe die Frage im Raum, inwiefern radikal-islamistische Kreise die angebliche
psychische Erkrankung des Mannes für ihre Zwecke missbraucht hätten, so die Zeitung.
Ebenfalls 2020 brachte das Bundesstrafgericht zwei Verfahren gegen Islamisten aus
dem Netzwerk um die An'Nur-Moschee in Winterthur zum Abschluss, die auf reges
mediales Interesse stiessen. Im August standen Sandro V. – die mutmassliche
Schlüsselfigur im Winterthurer Islamistennetzwerk – sowie ein weiterer Mann aus
diesem Umfeld vor den Richtern in Bellinzona. Als Syrien-Rückkehrer – bereits 2013 und
damals noch unbehelligt verbrachte Sandro V. drei Wochen im Kriegsgebiet, nach
eigenen Aussagen lediglich auf einer humanitären Hilfsmission – wurde der
Hauptangeklagte in der Szene als «Emir» verehrt, genoss hohes Ansehen und grossen
Einfluss. Laut Anklageschrift hatte er eine «Intermediärstellung» zu radikalen
Geistlichen im Ausland inne. Als Verantwortlicher der Koranverteilungsaktion «Lies!» in
der Schweiz und der Kampfsportschule «MMA Sunna» schuf er ein «Auffangbecken für
die Jugendlichen, die sich vom radikalen Islamismus angezogen fühlten» und wurde
zum «Dschihad-Reiseleiter», wie die NZZ ausführte. Schlagzeilen machten während des
Prozesses nicht zuletzt die Zeugen, die ihre wichtigsten belastenden Aussagen aus den
Ermittlungen nun nicht mehr bestätigten und so die Beweisführung der
Bundesanwaltschaft erheblich erschwerten. Nichtsdestotrotz sah das Gericht die

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 28.10.2020
KARIN FRICK
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Vorwürfe gegen Sandro V. als erwiesen an und verurteilte ihn wegen Beteiligung und
Unterstützung einer kriminellen Organisation sowie wegen Besitzes von
Gewaltdarstellungen zu 50 Monaten Freiheitsstrafe – mehr als die Anklage gefordert
hatte. Die Presse zitierte aus dem Urteil, der Mann habe als «fanatischer Anhänger des
IS» und als «ideologische[r] Überzeugungstäter» mit «grosse[r] kriminelle[r] Energie»
«kaltblütig und menschenverachtend» Dschihad-Reisende, darunter auch
Minderjährige, rekrutiert. Seinem Mitangeklagten wurde eine bedingte Geldstrafe
wegen der Verbreitung von IS-Propagandabildern auferlegt. Der Vorwurf, er habe eine
Beziehung zu einem 15-jährigen Mädchen geführt und sie zur Reise ins Kriegsgebiet
verführt – sie war der weibliche Teil des medial bekannten minderjährigen
Geschwisterpaars aus Winterthur, das in den Dschihad gezogen war –, konnte mangels
Beweisen nicht bestätigt werden. Die NZZ beklagte anschliessend, dass der Prozess der
«ratlosen Öffentlichkeit» keine Antworten geliefert habe; es gebe immer noch keine
einleuchtende Erklärung für die «merkwürdig[e] Häufung von Jihad-Reisen aus dem
Raum Winterthur» und es bleibe offen, wie gefährlich diese radikalen Kreise für die
Sicherheit der Schweiz seien.
Einen Monat später musste sich auch Azad M., der in der Winterthurer An'Nur-Moschee
als Hilfs-Imam amtete, vor dem Bundesstrafgericht verantworten. Laut Anklage soll er
die Schweiz als sicheren Hafen benutzt haben, um von hier aus unbemerkt dem IS zu
dienen. Das Gericht kam zum Schluss, er habe sich «in multifunktionaler Rolle und mit
grossem Zeitaufwand» für den IS eingesetzt. So habe er in Kontakt mit der
Führungsriege des IS und selbst in «mittlerer Kaderrolle» gestanden, Geld an den IS
überwiesen und zusammen mit seiner Frau ein Selbstmordattentat im Libanon geplant.
Dass er auch Terroranschläge in der Schweiz vorbereitet haben soll, wie die
Bundesanwaltschaft vermutet hatte, sei indes «reine Spekulation». Der Iraker wurde zu
einer Freiheitsstrafe von fünf Jahren und zehn Monaten, wovon er gut die Hälfte bereits
in Untersuchungshaft verbüsst hatte, und 15 Jahren Landesverweis verurteilt. Gemäss
NZZ sei dies die höchste Strafe, die bisher gegen einen IS-Anhänger in der Schweiz
ausgesprochen worden sei.
Bereits zum zweiten Mal verhandelte das Bundesstrafgericht im Herbst 2020 den Fall
der Terrorpropaganda durch den IZRS. Dessen Präsident Nicolas Blancho und der
Medienverantwortliche Qaasim Illi waren 2018 wegen Formfehlern seitens der
Bundesanwaltschaft noch freigesprochen worden; nur der dritte im Bunde, Naim
Cherni, der den strittigen Film über den islamistischen Geistlichen Abdallah al-
Muhaysini in Syrien realisiert hatte, war verurteilt worden. Das Bundesgericht hatte im
März 2020 dann die Verurteilung Chernis bestätigt und die Entscheide Blancho und Illi
ans Bundesstrafgericht zurückgewiesen. Dieses annullierte die Freisprüche im Herbst,
sprach die beiden IZRS-Exponenten der Terrorismusunterstützung schuldig und
verhängte bedingte Freiheitsstrafen von 18 Monaten für Illi und 15 Monaten für Blancho.
Der Film sei Propaganda, weil die dschihadverherrlichenden und antisemitischen
Aussagen des Interviewten nicht kritisch dargestellt und in keinerlei Kontext gesetzt
würden. Somit hätten sich Illi mit der Veröffentlichung und Blancho mit der Bewerbung
des Videos strafbar gemacht. 6

Rechtshilfe

Im Zusammenhang mit der Aufdeckung von italienischen Schmiergeldskandalen
entstand in der Schweiz eine Kontroverse über die Gewährung von internationaler
Rechtshilfe in Bestechungsfällen. Voraussetzung für die Gewährung von Auskünften
und die Aufhebung des Bankgeheimnisses ist die Strafbarkeit entsprechender Delikte in
der Schweiz. Diese ist bei Geldzahlungen an Privatpersonen – dazu gehören auch
Politiker, solange sie kein öffentliches Amt innehaben – nicht gegeben. Inwiefern die
Bestechung ausländischer Beamter strafbar ist, muss, nach einem Rekurs der Tessiner
Staatsanwältin del Ponte, das Bundesgericht entscheiden. Die Beamtenbestechung ist
in der Schweiz zwar verboten; die Rekurskammer des Appellationsgerichts des Kantons
Tessin hatte jedoch eine Beschwerde von Bankiers gegen die Aufhebung des
Bankgeheimnisses mit dem Argument gutgeheissen, dass damit nur die Bestechung
schweizerischer Beamter gemeint sei. 7

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 04.10.1993
HANS HIRTER
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Der Nationalrat stimmte der bundesrätlichen Vorlage in der Dezembersession zu. Ein
Antrag der Linken, auch Rechtshilfebegehren im Zusammenhang mit
Steuerhinterziehung und Kapitaltransfers (sogenannte Fluchtgelder) zuzulassen, wurde
mit 100:62 Stimmen abgelehnt. Ein Antrag der vorberatenden Kommission, den
Untersuchungsrichtern zu gestatten, beschlagnahmte Dokumente von
Geheimnisträgern wie Anwälten und Banken auch ohne Rechtshilfebegehren an
ausländische Richter auszuliefern, fand ebenfalls keine Mehrheit. Bei der Ausgestaltung
des Rekursrechts setzte sich die Version des Bundesrates durch, die
Einspracheberechtigung auf direkt und persönlich Betroffene zu beschränken; der
Antrag, den Banken bei Rechtshilfegesuchen gegen ihre Kunden explizit das
Rekursrecht abzuerkennen, blieb jedoch in der Minderheit. Die Reduktion der
Rekursmöglichkeiten wurde gutgeheissen. Bis vor Bundesgericht weiterziehbar soll aber
nicht wie vom Bundesrat vorgeschlagen die Schluss-, sondern die Eintretensverfügung
sein. Der Nationalrat verspricht sich davon eine Beschleunigung, da die Bearbeitung
eines Gesuches während der Behandlung des Rekurses, welchem keine aufschiebende
Wirkung mehr zukommt, weitergeführt werden kann. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.12.1995
HANS HIRTER

Die Revision des Rechtshilfegesetzes von 1981 sowie des Bundesgesetzes zum
Staatsvertrag mit den USA zur gegenseitigen Rechtshilfe konnte im Berichtsjahr
verabschiedet werden. Auch im Ständerat war Eintreten unbestritten. In der
Detailberatung hielt er sich, wie bereits die grosse Kammer, weitgehend an den
Vorschlag des Bundesrates. Er entschied sich in bezug auf den Zeitpunkt von
Einsprachemöglichkeiten gegen den Nationalrat und sprach sich für die vom Bundesrat
vorgeschlagene Beschränkung der Beschwerdemöglichkeit an das Bundesgericht auf
die Schlussverfügung – und nicht auf den Eintretensentscheid – aus. Einen Antrag Marty
(fdp, TI), der zur Beschleunigung der Verfahren vorschlug, dass diese Beschwerde unter
Auslassung der kantonalen Instanzen direkt ans Bundesgericht zu richten sei, lehnte der
Rat mit Stichentscheid des Präsidenten ab. Auch Bundesrat Koller hatte dies als nicht
sinnvoll bezeichnet, da daraus eine Überbelastung des Bundesgerichts entstehen
würde. Dieses hätte nicht nur bedeutend mehr Beschwerden zu beurteilen als heute, es
könnte sich zudem nicht mehr auf die verfahrensmässigen Aspekte konzentrieren,
sondern müsste sich auch materiell mit allen Fällen auseinandersetzen. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.03.1996
HANS HIRTER

In der Differenzbereinigung fügte sich der Nationalrat dem Entscheid, dass das
Weiterziehen von Einsprachen bis vor das Bundesgericht nur für die Schlussverfügung
zulässig sein soll. Die Kommissionsmehrheit hatte den Vorschlag von Ständerat Marty
übernommen, dabei die kantonalen Rekursinstanzen zu überspringen; sie unterlag
jedoch im Plenum mit 89 zu 57 Stimmen. In der Schlussabstimmung enthielten sich im
Nationalrat die Sozialdemokraten und die meisten Grünen der Stimme. Die SP
begründete ihren Protest mit dem ihrer Ansicht nach noch unzureichenden Abbau der
Rekursmöglichkeiten und dem Verzicht auf den Einbezug der Steuerhinterziehung als
rechtshilfefähiges Delikt.
Der Bundesrat setzte das neue Gesetz auf den 1. Februar 1997 in Kraft. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.10.1996
HANS HIRTER

Strafrecht

Das Bundesgericht hat 2010 entschieden, den Grundsatz zu streichen, nach dem
automatisch Strafminderung erhält, wer zuvor noch nie straffällig geworden ist.
Lediglich in Ausnahmefällen solle diese Praxis noch angewandt werden. 11

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 16.03.2010
MARC BÜHLMANN

Für Kontroversen sorgte der Protest des Walliser Hanfbauern Bernard Rappaz, der mit
einem rund hunderttägigen Hungerstreik einen Unterbruch seines Strafvollzugs
erzwingen wollte. Die Frage, ob ein bewusstloser sich im Hungerstreik befindender
Häftling zwangsernährt werden dürfe, beschäftigte Ethik- und Rechtsexperten, aber
auch die Konferenz der kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD). Auch der
Entscheid von Regierungsrätin Kalbermatten (VS, sp), die Haftstrafe aufgrund der
Weigerung der Ärzte im Berner Inselspital, Rappaz unter Zwangsernährung zu stellen, in
einen Hausarrest umzuwandeln, warf hohe Wellen. Das Bundesgericht wies Rappaz‘
Gesuch auf Haftunterbruch am 26. August 2010 schliesslich zurück und leitete aus der
polizeilichen Generalklausel eine Billigung der Zwangsernährung als letztes legitimes
Mittel zum Schutz von Leib und Leben ab. In der Urteilsbegründung wandte sich das
Gericht auch gegen ethische Bedenken von Ärzten. Mehrere Bundesrichter forderten

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 24.12.2010
MARC BÜHLMANN
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das Parlament daraufhin auf, eine einheitliche gesetzliche Grundlage für den Umgang
mit Zwangsernährung zu schaffen. Nachdem Rappaz wieder in Haft genommen wurde,
trat er erneut in den Hungerstreik. Im November weigerten sich die Ärzte des Genfer
Unispitals jedoch, eine Zwangsernährung einzuleiten. Der Walliser Grosse Rat lehnte ein
Gnadengesuch Rappaz‘ ab und das Bundesgericht verweigerte ein drittes Mal einen
Antrag auf Haftunterbuch. Der Europäische Menschenrechtsgerichtshof (EGMR), der
den Fall auf Antrag des Hanfbauern untersuchen will, forderte ein Ende des
Hungerstreiks. Dieser Forderung kam der Walliser am 24. Dezember 2010 nach. Gleich
zwei CVP-Bundesparlamentarier aus dem Kanton Wallis reagierten im Berichtsjahr auf
den Vorfall. Roberto Schmidt reichte eine Motion ein und Viola Amherd verfasste eine
parlamentarische Initiative. Beide Vorstösse fordern eine einheitliche Regelung im
Umgang mit Zwangsernährung. 12

In der aufgrund des Falls des Walliser Hanfbauern Bernard Rappaz aktuell gewordenen
Frage, inwieweit Ärzte bei Hungerstreiks zur Anordnung von Zwangsernährung forciert
werden können, machte das Bundesgericht einen Schritt zurück und liess die Frage
vorerst unbeantwortet. Grund war der Abbruch des Hungerstreiks durch Rappaz,
wodurch die Frage obsolet geworden war. 13

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 18.02.2011
NADJA ACKERMANN

Ein in Appenzell Ausserrhoden zu einer Busse von 100 Franken verurteilter
Nacktwanderer wurde mit seiner Beschwerde beim Bundesgericht abgewiesen. Dieses
besagte in seinem Urteil, dass Freikörperkultur auf Wanderungen in der Schweiz von
den Kantonen eigenständig geregelt werden dürfe. In Appenzell Innerrhoden zieht
Nacktwandern künftig eine Busse nach sich. 14

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 18.11.2011
NADJA ACKERMANN

Der Bundesrat verabschiedete im März 2012 eine Botschaft zu einem Bundesgesetz
über Anpassungen des Bundesgesetzes über die direkte Bundessteuer (DBG) und des
Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und
Gemeinden (StHG). Die Revision hat zum Ziel, die 2001 im Allgemeinen Teil des
Strafgesetzbuches vorgenommenen Anpassungen bezüglich der Verjährungsfristen nun
auch in diesen beiden Gesetzen nachzuführen, d.h. die Verjährungsfristen für die
Strafverfolgung zu verlängern. Zugleich soll ein Artikel im StHG aufgehoben werden, der
besagt, dass das Bundesgericht nicht befugt sei, bei Gutheissen einer Beschwerde in
der Sache auch selber zu entscheiden. Der Artikel widerspricht dem 2007 in Kraft
getretenen Bundesgerichtsgesetz (BGG) und seine Aufhebung war bereits vom
Bundesgericht gefordert worden. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.2012
NADJA ACKERMANN

Um Straftaten aufzuklären, werden oft Polizeibeamte in das kriminelle Umfeld
eingeschleust. Solche als verdeckte Ermittlungen bezeichnete Massnahmen waren bis
zum Inkrafttreten der Strafprozessordnung 2011 im Bundesgesetz über verdeckte
Ermittlungen (BVE) geregelt. In seiner ständigen Praxis hielt das Bundesgericht fest,
dass nur verdeckte Ermittlungen von gewisser Intensität und Dauer unter diese
Regelungen fielen, einfache Lügen oder einfache Scheinkäufe jedoch keine gerichtliche
Bewilligung bräuchten. 2008 änderte das Bundesgericht seine Meinung und stellte
fortan jede verdeckte Ermittlung unter die Regelung des BVE (6B 777/2007 Erw. 3.6.4).
Diese Praxisänderung konnte nicht mehr in die neue Strafprozessordnung
aufgenommen werden. Damit ergab sich, dass für die präventive verdeckte Ermittlung
und für selbstständige, polizeiliche verdeckte Ermittlung seit dem Inkrafttreten der
Strafprozessordnung keine gesetzliche Grundlage mehr im Bundesrecht bestand.
Scheinkäufe der Polizei im Drogenkleinhandel waren so fortan nicht mehr möglich. Um
diese Lücke zu beheben, reichte Nationalrat Jositsch (sp, ZH) 2008 eine
parlamentarische Initiative ein, welche die Wiedereinführung der engen Definition von
verdeckten Ermittlungen in der Strafprozessordnung fordert. Nach der Zustimmung
beider Rechtskommissionen (RK-NR und RK-SR) erarbeitete die Rechtskommission des
Nationalrates einen Entwurf zu einem Bundesgesetz über die verdeckte Ermittlung und
Fahndung. Dieser Entwurf sieht vor, dass der Begriff der verdeckten Ermittlung nur
noch jene Ermittlungshandlungen erfasst, bei denen Angehörige der Polizei nicht als
solche erkennbar sind und im Rahmen eines auf längere Dauer angelegten Einsatzes,
unter Verwendung einer durch falsche Urkunden abgesicherten Identität, in ein
kriminelles Milieu einzudringen versuchen, um besonders schwere Straftaten
aufzuklären. Massnahmen von minderer Art sollen neu als verdeckte Fahndungen

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.12.2012
NADJA ACKERMANN
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bezeichnet und separat in der Strafprozessordnung geregelt werden. Nicht geregelt
werden jedoch weiterhin die präventiven verdeckten Ermittlungen, da diese unter das
Polizeirecht und somit in den Kompetenzbereich der Kantone fallen. Die vom Bundesrat
beantragte Änderung, dass nicht nur aktives, sondern auch passives, täuschendes
Verhalten unter die neue Regelung fallen sollte, wurde von beiden Kammern
angenommen und das Gesetz in der Wintersession von beiden Räten einstimmig
verabschiedet. 16

Mit der Revision der Rechtsprechung, wonach die willentliche Ansteckung mit HIV
nicht mehr per se als lebensgefährliche Körperverletzung verurteilt werden soll, trug
das Bundesgericht den medizinisch-therapeutischen Fortschritten in diesem Bereich
Rechnung. Da eine Infektion mit AIDS an sich heute nicht mehr lebensgefährlich sei,
sollten auch mildere Strafen für schwere oder einfache Körperverletzung
ausgesprochen werden können. 17

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.03.2013
NADJA ACKERMANN

Um seinem Wunsch nach verstärktem Opferschutz Nachdruck zu verleihen, überwies
der Nationalrat zwei ähnlich gelagerte Motionen an den Ständerat. Zum einen handelte
es sich um eine Motion Amherd (cvp, VS) (11.3911), die dasselbe forderte wie die Motion
der FDP-Fraktion. Zum anderen wollte eine Motion Tschümperlin (sp, SZ) (11.3945), dass
den Opfern von Straftaten eine Beschwerdemöglichkeit gegen Haftrichterentscheide
eingeräumt wird, wenn Wiederholungs- und Ausführungsgefahr Gründe für die
Untersuchungshaft sind. Der Bundesrat sah keine Notwendigkeit für die beiden
Anliegen, weil zum einen laut Rechtsprechung des Bundesgerichts eine
Untersuchungshaft auch ohne Vorliegen früherer Straftaten möglich sei und zum
anderen die genannte Motion der FDP das Problem bereits abdecke. 18

MOTION
DATUM: 23.09.2013
NADJA ACKERMANN

Im Fall Lucie Trezzini entschied das Bundesgericht, dass der Mörder Daniel H. doch
nicht lebenslang verwahrt wird. Damit hiess es eine Beschwerde von Daniel H. gegen
den Entscheid des Aargauer Obergerichts, das ihn lebenslang verwahren wollte, gut. Nur
wer tatsächlich auf Lebzeiten als unbehandelbar gälte, dürfe lebenslang verwahrt
werden. Unter dauerhafter Untherapierbarkeit sei laut Bundesgericht «ein mit der
Person des Täters verbundener, unveränderbarer Zustand auf Lebzeiten» zu verstehen.
Eine Untherapierbarkeit in Grössenordnung des Schwellenwerts von zwanzig Jahren
reiche nicht aus. Damit fällte das Bundesgericht einen Grundsatzentscheid, was unter
„dauerhaft nicht therapierbar“ zu verstehen ist. Laut der 2004 angenommenen
Verwahrungsinitiative sollte in diesem Fall ein Straftäter lebenslang und ohne
periodische Überprüfung verwahrt werden. Das Aargauer Obergericht hatte in Folge
noch zu entscheiden, ob Daniel H. nach dem Absitzen der lebenslänglichen
Freiheitstrafe ordentlich verwahrt werden sollte. Auch eine ordentliche Verwahrung
könnte faktisch lebenslang dauern. Die Initiantin Anita Chaaban zeigte sich enttäuscht
über den Entscheid des Bundesgerichts und erwog die Lancierung einer neuen
Volksinitiative. Diese soll sicherstellen, dass Personen, die bei der Haftentlassung von
Straftätern Fehlentscheide treffen, zur Verantwortung gezogen werden können. 19

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 06.12.2013
NADJA ACKERMANN

Der Ständerat beauftragte den Bundesrat in Überweisung einer Motion Amherd (cvp, VS)
mit der Ergänzung der neuen Strafprozessordnung, nach der gefährliche Straftäter bei
Wiederholungsgefahr immer in Untersuchungshaft bleiben sollten. Während der
aktuelle Gesetzeswortlaut dafür verlangt, dass bereits früher eine ähnliche Tat verübt
wurde, erfüllt die gefestigte Rechtsprechungspraxis des Bundesgerichts jedoch bereits
das Anliegen der Motion. Diese Diskrepanz zwischen dem Wortlaut des Gesetzes und
der Rechtsprechung soll behoben werden. Die Kommissionen waren zuvor mit dem
Bundesrat einig gegangen, dass eine Revision der jungen Strafprozessordnung erst
2016, fünf Jahre nach dem Inkrafttreten, in Angriff genommen werden sollte. 20

MOTION
DATUM: 19.03.2014
NADJA ACKERMANN
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Privatrecht

Mit seiner Botschaft vom 24. Mai 2017 legte der Bundesrat ein Projekt vor, um das
Bundesgesetz über das internationale Privatrecht (IPRG) und insbesondere dessen
Normen betreffend Konkurs und Nachlassvertrag zu modernisieren. Einerseits soll das
Anerkennungsverfahren ausländischer Konkursdekrete vereinfacht und andererseits die
prozessuale Stellung der Gläubiger der schweizerischen Niederlassung einer
ausländischen insolventen Gesellschaft verbessert werden. Das Bundesgericht hatte die
heutige Rechtslage in diesen Bereichen kritisiert und in der Vernehmlassung waren die
Revisionsvorschläge des Bundesrates grossmehrheitlich begrüsst worden. Die vom
Bundesrat angedachte Revision beinhaltet die folgenden vier Kernelemente: Erstens
soll das Gegenrechtserfordernis, also die Regel, dass ausländische Konkursentscheide
in der Schweiz nur dann anerkannt werden, wenn der betreffende ausländische Staat
auch einen Schweizer Konkursentscheid anerkennen würde, abgeschafft werden. Sie
habe ihr ursprüngliches Ziel, anderen Staaten einen Anreiz zur internationalen
Kooperation zu geben, verfehlt. Dennoch könnte die Schweiz einem ausländischen
Konkursentscheid weiterhin die Anerkennung verweigern, nämlich wenn dieser
rechtsstaatliche Grundsätze verletzt (sog. Ordre-public-Vorbehalt). Die zweite
Neuerung besteht in der Anerkennung von Konkursen, die am faktischen Sitz („centre of
main interest“) des Schuldners eröffnet werden, und nicht nur wie im geltenden Recht
solcher, die am statutarischen Sitz eröffnet werden. In sehr vielen Staaten – so auch in
der gesamten EU – würden Konkursverfahren am faktischen Sitz des Unternehmens
eröffnet und sofern der statutarische Sitz des Unternehmens nicht in der Schweiz liege,
gebe es auch keinen Grund, ein solches Verfahren zu verweigern. Drittens sollen die
Verfahren generell vereinfacht werden. So soll zukünftig nicht mehr zwingend nach der
Anerkennung eines ausländischen Konkursverfahrens in der Schweiz ein
Hilfskonkursverfahren durchgeführt werden müssen, sondern nur dann, wenn
schützenswerte schweizerische Gläubiger existieren. Da das Hilfskonkursverfahren zum
Zweck hat, sicherzustellen, dass Schweizer Gläubiger einen vorrangigen Zugriff auf die
Vermögenswerte in der Schweiz haben, sei dieses ein unnötiger und kostspieliger
Leerlauf im Fall, dass es keine schützenswerten schweizerischen Gläubiger gibt. Als
Viertes sollen schliesslich inländische Niederlassungsgläubiger prozessual bessergestellt
werden, indem sie ihre Ansprüche künftig im Hilfskonkursverfahren geltend machen
können und nicht mehr wie bisher ein separates Niederlassungskonkursverfahren
beantragen müssen, dessen Verfahrenskosten sie überdies vorschiessen müssen. Auf
diese zwei parallelen Verfahren über Schweizer Niederlassungen ausländischer
Unternehmen könne verzichtet werden.

Der Ständerat befasste sich als Erstrat in der Wintersession 2017 mit der Vorlage und
trat ohne Gegenantrag auf das Geschäft ein. Umkämpft waren einzig die Bedingungen
für die Anerkennung ausländischer Konkursverfahren sowie die Frage des
Gegenrechtserfordernisses. Mit einer knappen Mehrheit von 22 zu 19 Stimmen
entschied sich die Ständekammer gegen die von einer Kommissionsminderheit
geforderte zusätzliche Anerkennungsbedingung, dass das Konkursdekret eines im
faktischen Sitzstaat eröffneten Verfahrens auch im statutarischen Sitzstaat des
Schuldners anerkannt sein muss. Damit würde den Parteien ohne wirklichen Nutzen
eine zusätzliche Gutachtenpflicht aufgebürdet, was die Verfahren wieder verzögern und
verteuern würde und damit nicht im Sinne dieser Revision sei. Das
Gegenrechtserfordernis sollte einem Minderheitsantrag zufolge als Kann-Formulierung
beibehalten werden, im Sinne dass die Schweiz die Anerkennung verweigern kann, wenn
kein Gegenrecht besteht. Die Minderheit sah damit die Interessen der Schweiz besser
gewahrt, da die Klausel eine Art „Notbremse“ biete. Die Mehrheit war jedoch der
Ansicht, dass sich das Gegenrechtserfordernis in der Praxis nicht bewährt habe und der
Ordre-public-Vorbehalt die bessere „Notbremse“ darstelle. Das
Gegenrechtserfordernis schaffe – im Gegensatz zum Ordre-public-Vorbehalt – keinen
richterlichen Ermessensspielraum im Einzelfall, da das allgemeine Gegenrecht mit
einem anderen Staat beurteilt werden müsse, das ja nicht bei jedem Fall anders sei. Mit
22 zu 21 Stimmen folgte der Ständerat seiner Kommissionsmehrheit und strich das
Gegenrechtserfordernis vollständig aus dem Gesetz. Nach einigen weiteren
Ergänzungen technischer und redaktioneller Natur nahm die kleine Kammer den
Entwurf in der Gesamtabstimmung einstimmig an. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2017
KARIN FRICK
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Der Bericht «Modernisierung des Familienrechts» in Erfüllung eines Postulats Fehr (sp,
ZH; Po. 12.3607) sowie mehrere Bundesgerichtsentscheide aus jüngerer Vergangenheit
wiesen darauf hin, dass das schweizerische Abstammungsrecht nicht mehr zeitgemäss
sei. Zu diesem Schluss kam die RK-SR und reichte im August 2018 ein Postulat ein, das
den Bundesrat auffordert, einen Bericht über den Reformbedarf im
Abstammungsrecht zu erstellen und allenfalls Empfehlungen für eine kohärente
Gesetzesrevision darzulegen. Das geltende fortpflanzungsmedizinische Verbot der Ei-
und Embryonenspende sowie der Leihmutterschaft soll dabei nicht infrage gestellt, die
Tatsache, dass in der Schweiz verbotene Reproduktionsmethoden zunehmend im
Ausland in Anspruch genommen werden, aber auch nicht ausser Acht gelassen werden.
Der Bundesrat unterstützte das Anliegen. Bundesrätin Simonetta Sommaruga sagte vor
dem Ständeratsplenum im Dezember 2018, die Schweiz täte gut daran, sich dieser
Fragen anzunehmen, wie es Frankreich und Deutschland bereits getan hätten. Der
Ständerat überwies das Postulat stillschweigend an den Bundesrat. 22

POSTULAT
DATUM: 12.12.2018
KARIN FRICK

Sollen Beschwerden gegen einen Schiedsentscheid vor Bundesgericht auch auf Englisch
eingereicht werden dürfen? Darum drehte sich in der Sommersession 2020 die
Differenzbereinigung in der Revision des zwölften Kapitels des IPRG betreffend die
internationale Schiedsgerichtsbarkeit. Während der Nationalrat als Erstrat diese Frage
mit Ja beantwortet hatte und darüber hinaus das Bundesgericht hatte verpflichten
wollen, auf Antrag und Kosten einer Partei eine beglaubigte englische Übersetzung des
Urteils zu erstellen, hatte der Ständerat Englisch am Bundesgericht kategorisch
abgelehnt. Die RK-NR hielt es für den Schiedsplatz Schweiz jedoch für entscheidend,
dass Rechtsschriften auf Englisch akzeptiert werden, wolle sie im internationalen
Wettbewerb im Bereich der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit nicht ins
Hintertreffen geraten. Sie beantragte ihrem Rat daher, englische Rechtsschriften
zuzulassen, aber auf die Übersetzungspflicht zu verzichten und damit dem
ursprünglichen Vorschlag des Bundesrats zu folgen, was der Nationalrat auch
stillschweigend tat. Nachdem der Ständerat ebenso stillschweigend eingelenkt hatte,
nahmen beide Räte das Geschäft in den Schlussabstimmungen einstimmig an. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.06.2020
KARIN FRICK

Stimm- und Wahlrecht

Das Bundesgericht befasste sich am 27. November mit den Beschwerden und kam
einstimmig zum Entscheid, dass der Kanton Appenzell-Innerrhoden den Frauen ab
sofort das vollumfängliche aktive und passive Stimm- und Wahlrecht zugestehen
muss. Das Richterkollegium begründete sein Urteil mit dem Gleichberechtigungsartikel
der Bundesverfassung (Art. 4.2 BV). Dieser sei direkt anwendbar und den Bestimmungen
von Art. 74.4 BV über die kantonale Regelung des Wahlrechts übergeordnet. 24

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 27.11.1990
HANS HIRTER

Den vom Bundesrat beantragten Ausbau der politischen Rechte für schweizerische
Staatsangehörige im Ausland behandeln wir an anderer Stelle. 25

ANDERES
DATUM: 30.12.1990
HANS HIRTER

Die Bundeskanzlei führte 2013 eine Vernehmlassung zur Teilrevision des
Bundesgesetzes über die politischen Rechte durch. Durch die Überarbeitung der
Bestimmungen betreffend die Nationalratswahlen soll garantiert werden, dass diese
aufgrund der wachsenden Listen-Komplexität verstärkt EDV-gestützt und somit auch
künftig noch fristgemäss durchgeführt werden können. Dazu soll eine auf der Basis der
AHV-Nummer errechnete und nicht zurückführbare Nummer die Doppelkandidatur von
Nationalratskandidaten verhindern. Weiter soll durch die Konzentration der
Wahlanmeldetermine der rechtzeitige Versand der Abstimmungsunterlagen
sichergestellt werden. Schliesslich soll nur bei begründetem Verdacht auf
Unregelmässigkeiten eine Nachzählung durchgeführt werden. Die vorgeschlagenen
Änderungen waren in der Vernehmlassung mehrheitlich begrüsst worden, wobei jedoch
bei einzelnen Massnahmen die Praktikabilität in Frage gestellt wurde. Im November
verabschiedete der Bundesrat die Botschaft. Aufgrund der in der Vernehmlassung
geäusserten Kritik verzichtete er im überarbeiteten Entwurf erstens auf die
Differenzierung der Sammelfristen zu Volksbegehren, zweitens auf die durch ein
Prüfsummenverfahren kontrollierte – sogenannte gehashte – AHV-Nummer aller
Nationalratskandidaten und drittens auf die Streichung der Berufsangaben der
Kandidaten. Zu den wichtigsten Neuerungen, über welche das Parlament im

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.03.2013
NADJA ACKERMANN
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kommenden Jahr zu beraten haben wird, gehören folgende: Neu sollen
Doppelkandidaturen nachträglich gestrichen werden können. Weiter soll der
Wahlanmeldeschluss auf den August des Wahljahres konzentriert und damit das
Wahlmaterial spätestens in der 4.-letzten Woche vor dem Wahltag verteilt werden.
Schliesslich sollen Nachzählungen eidgenössischer Volksabstimmungen auf jene Fälle
beschränkt werden, in denen Unregelmässigkeiten glaubhaft gemacht werden können.
Als Kompensation soll eine gesetzliche Grundlage für die Beobachtung von
Urnengängen durch Stimmberechtigte auf der Basis gewachsener kantonaler
Gewohnheiten geschaffen werden. 26

Datenschutz und Statistik

Nachdem das Bundesverwaltungsgericht 2012 nahezu alle Forderungen des
Eidgenössischen Datenschutzbeauftragten betreffend des Datenschutzes durch Google
Street View gutgeheissen hatte, hat das Bundesgericht die Beschwerde von Google nur
teilweise bestätigt. So muss der Internetdienst keine vollständige Anonymisierung aller
im öffentlichen Raum fotografierten Personen garantieren. Jedoch darf die
Fehlerquote beim Verwischen höchstens ein Prozent betragen und Einspruchswege per
Internet und Post müssen offengehalten werden. Die anderen Forderungen des
Datenschützers, wie etwa die vollständige Anonymisierung im Bereich von heiklen
Einrichtungen, wurden auch vom Bundesgericht unterstützt. 27

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 08.06.2012
NADJA ACKERMANN

Die Vernehmlassung zur Totalrevision des Datenschutzgesetzes (DSG) und zur
Änderung weiterer Erlasse zum Datenschutz umfasste neben diesem Hauptentwurf
auch einen Entwurf für einen Bundesbeschluss betreffend die Genehmigung und
Umsetzung des Notenaustausches zwischen der Schweiz und der EU zur Übernahme
der Richtlinie (EU) 2016/680 sowie einen Entwurf für die Revision des Übereinkommens
SEV 108 des Europarates zum Schutz des Menschen bei der automatischen
Verarbeitung personenbezogener Daten. Im Zentrum des Gesetzgebungsprojektes
stehen die Verbesserung der Transparenz von Datenbearbeitungen, die Förderung der
Selbstregulierung bei den Verantwortlichen in Form von Empfehlungen der guten Praxis
sowie die Stärkung der Position und Unabhängigkeit des EDÖB. Im Einklang mit den
europäischen Datenschutzbestimmungen soll darüber hinaus der Schutz von Daten
juristischer Personen aufgehoben werden, um insbesondere den Datenaustausch mit
dem Ausland zu erleichtern. Einige Anforderungen der EU-Richtlinie 2016/680
erfordern ausserdem Anpassungen im Strafgesetzbuch, in der Strafprozessordnung, im
Rechtshilfegesetz und im Schengen-Informationsaustauschgesetz.
Unter den insgesamt 222 Vernehmlassungsteilnehmerinnen und -teilnehmern befanden
sich alle Kantone, acht politische Parteien (BDP, CVP, FDP, GLP, GP, SP, SVP, PP), drei
eidgenössische Gerichte (Bundesgericht, Bundespatentgericht,
Bundesverwaltungsgericht) sowie zahlreiche weitere Organisationen aus den
betroffenen Kreisen. Während die Übernahme der EU-Richtlinie 2016/680 sowie der
Anforderungen im SEV 108 unumstritten waren, wurde die Revision des DSG und
weiterer Erlasse zum Datenschutz von der Mehrheit der Vernehmlasserinnen und
Vernehmlasser im Grundsatz ebenfalls begrüsst. Vielerseits gelobt wurde beispielsweise
das Vorhaben, das schweizerische Datenschutzrecht so weit an die europäischen
Vorgaben anzupassen, dass die Schweiz von der EU weiterhin als Drittstaat mit
angemessenem Datenschutzniveau anerkannt wird. Vorbehalte bestanden jedoch
gegenüber dem – insbesondere für KMU – grossen Verwaltungsaufwand sowie
gegenüber dem «Swiss Finish»: Rund die Hälfte der Teilnehmenden bemängelte, dass
der Entwurf unnötigerweise über die europäischen Anforderungen hinaus gehe.
Demgegenüber ging er rund einem Fünftel der Teilnehmenden – hauptsächlich aus
Konsumentenschutzkreisen – zu wenig weit. Auf harsche Kritik von verschiedensten
Seiten stiess das vorgesehene Sanktionensystem. Laut Bericht wünschten sich «sehr
viele Teilnehmer» dessen «vollständige Überarbeitung», darunter BDP, CVP, FDP, GP
und SP, 18 Kantone sowie Economiesuisse, der Verein Unternehmens-Datenschutz, die
FRC, Privatim und die Stiftung für Konsumentenschutz. Hauptsächlich wurde kritisiert,
dass keine direkte Strafbarkeit für Unternehmen vorgesehen ist, sondern
strafrechtliche Sanktionen, die in erster Linie auf natürliche Personen ausgerichtet
sind. In diesem Zusammenhang herrschte die Befürchtung, es könnten einfache
Angestellte ohne Entscheidungs- und Vertretungsbefugnis verurteilt werden. Dies
wiederum erschwere es den Unternehmen, qualifiziertes und motiviertes Personal –
insbesondere Datenschutzverantwortliche – zu rekrutieren. Der häufigste
Änderungsvorschlag zielte daher auf ein Modell mit Verwaltungssanktionen anstatt

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.08.2017
KARIN FRICK
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Strafverfahren, die direkt gegen die Unternehmen und nicht gegen Privatpersonen
verhängt werden könnten. Verwaltungssanktionen, so die Hoffnung, hätten eine
grössere Wirksamkeit als das bislang für die Strafbestimmungen im DSG nur selten
angewandte Strafverfahren. Weitere umstrittene Punkte waren auch die Höhe der
Bussen – welche einerseits als zu hoch und andererseits als zu niedrig kritisiert wurde –
sowie der Katalog der strafbaren Verhaltensweisen, welcher ebenfalls wahlweise als
unvollständig bzw. zu umfangreich bezeichnet wurde. Kritisiert wurden des Weiteren
auch die mangelhafte Regulierungsfolgeabschätzung und die fehlenden Ausführungen
zum Verhältnis zwischen dem Datenschutzrecht des Bundes und jenem auf kantonaler
Ebene. Hierzu äusserten auch die Kantone Glarus, Solothurn und Zürich Bedenken, dass
die Frist für die Anpassung des kantonalen Rechts zu kurz bemessen sei. Die SVP, die
Kantone Schwyz und Waadt sowie einige betroffene Kreise – darunter der AGVS, Auto
Schweiz, die FER, PharmaSuisse, Santésuisse sowie der VSV – lehnten den Vorentwurf in
der vorliegenden Form ausdrücklich ab, befanden sich damit jedoch klar in der
Minderheit aller Vernehmlassungsteilnehmenden. 28

Grundrechte

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, die 1974 bei der Ratifizierung der
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) gemachten Vorbehalte und
Auslegenden Erklärungen zurückzuziehen. Diese betrafen Art. 6 und bezogen sich auf
die Garantie einer öffentlichen Gerichtsverhandlung und Urteilsverkündung, welche die
Schweiz im Falle von nach kantonalem Recht durchgeführten Verhandlungen vor
Verwaltungsbehörden nicht gewährleisten konnte. Die Auslegenden Erklärungen
bezogen sich auf die Garantie einer gerichtlichen Überprüfung von
Verwaltungsentscheiden und die Verpflichtung, Angeklagten unentgeltlich Verteidiger
und Dolmetscher zur Verfügung zu stellen. Die Rechtssprechung sowohl des
europäischen Gerichtshofs als in der Folge auch des Bundesgerichts hatte diese
Vorbehalte und Erklärungen als unzulässig beurteilt. Da sie damit ihre
Existenzberechtigung verloren haben, schlug der Bundesrat vor, sie auch formal
fallenzulassen. Der Nationalrat stimmte diesem Antrag bei zwei Enthaltungen (Föhn,
svp, SZ und Beck, lp, VD) zu. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.1999
HANS HIRTER

Das Bundesamt für Verkehr (BAV) wies die Bahnbetreiber in einer Verfügung an,
politische und religiöse Verteilaktionen in Bahnhöfen zuzulassen. Ein generelles Verbot
sei in keinem vernünftigen Verhältnis zum damit bewirkten Eingriff in die
Meinungsfreiheit. Erlaubt ist hingegen eine Bewilligungspflicht, solange diese nicht
einem Verbot gleichkommt. Die Verfügung des BAV entspricht der Auffassung des
Bundesverwaltungsgerichts. Die SBB wehrte sich mit dem Argument, dass der freie
Zirkulationsfluss geschützt werden müsse und will erst den Entscheid des
Bundesgerichts abwarten. Im März hatte die Bahngesellschaft ein Urteil des
Bundesverwaltungsgerichts im Falle von Plakatierungen in Bahnhöfen an das
Bundesgericht weitergezogen. 30

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.12.2011
NADJA ACKERMANN

Der Hitlergruss stellt keine Verletzung der Anti-Rassismus-Strafnorm dar. Dies
entschied das Bundesgericht in Aufhebung eines Urteils gegen einen Neo-Nazi, der
2010 im Rahmen einer unbewilligten, rechtsextremen Demonstration auf dem Rütli die
Hand zum Hitlergruss erhoben hatte. Nicht die öffentliche Bekennung zum
Nationalsozialismus allein, sondern erst die Verbreitung bzw. die Propaganda
rassendiskriminierender Ideologien erfülle den Tatbestand dieser Strafnorm. Das
Verdikt wurde in rechtsextremen Kreisen gefeiert und sorgte weltweit für Schlagzeilen.
In Reaktion auf das Urteil wollten mehrere Parlamentarier Vorstösse für ein Verbot
rassistischer Symbole einreichen. 31

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 22.05.2014
NADJA ACKERMANN

Mit einer parlamentarischen Initiative, eingereicht im März 2016, forderte Nationalrat
Yves Nidegger (svp, GE), die Anpassung von Art. 261bis StGB, der unter anderem die
Leugnung von Völkermord unter Strafe stellt. Die Nennung von Völkermord solle
entweder gestrichen oder durch den Zusatz «Völkermord, der von einem zuständigen
internationalen Gerichtshof anerkennt ist» präzisiert werden. Nidegger begründete
seine Forderung mit dem Fall Perinçek, in dem der EGMR die Schweiz im
Zusammenhang mit Art. 261bis StGB wegen Verletzung der Meinungsfreiheit verurteilt
hatte. Mit der vorgeschlagenen Anpassung sollen nicht mehr die Schweizer Gerichte

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2018
ELIA HEER
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entscheiden müssen, was als Völkermord gilt.
Die RK-NR gab der Initiative im Mai 2017 Folge. Einige Monate später sprach sich
allerdings die RK-SR einstimmig gegen den Beschluss ihrer Schwesterkommission aus,
weil sie befand, der EGMR sei in seinem Urteil nicht zum Schluss gekommen, dass die
Kriminalisierung der Völkermordleugnung in Art. 261bis StGB als solche ein Problem
darstelle, sondern dass die Bestimmung im konkreten Fall vom Bundesgericht falsch
angewendet worden sei. Die RK-SR wollte den Artikel deshalb nicht grundsätzlich
infrage stellen. Infolgedessen lenkte die Mehrheit der RK-NR auf die Position der
ständerätlichen Kommission ein und beantragte ihrem Rat nun mit 15 zu 8 Stimmen, der
Initiative keine Folge zu geben. Der Nationalrat folgte in der Frühjahrssession 2018
seiner Kommissionsmehrheit und verwarf die Initiative mit 123 zu 67 Stimmen. Zu den
Befürworterinnen und Befürwortern aus der SVP-Fraktion hatten sich nur gerade zwei
Freisinnige gesellt. 32

Bei einer Verletzung der EMRK muss der verurteilte Staat den Zustand für das Opfer so
wiederherstellen, wie wenn keine Verletzung begangen worden wäre (sog. Restitutio in
integrum). In der Schweiz wird dazu das vom EGMR erfolgreich angefochtene
Bundesgerichtsurteil revidiert und – falls das Opfer zu Unrecht strafrechtlich verurteilt
wurde – die betroffene Person freigesprochen und der zu Unrecht erstellte
Strafregistereintrag gelöscht. Falls die Schweiz jedoch die Verletzung der EMRK von sich
aus anerkennt und sich für eine Entschädigung des Opfers einsetzt, kann die
Beschwerde vor dem EGMR zurückgezogen und so eine Verurteilung der Schweiz
verhindert werden. In diesem Fall bietet das geltende Recht jedoch keine Möglichkeit,
den unrechtmässig erstellten Strafregistereintrag vor Ablauf der gesetzlichen Frist zu
löschen, da das Bundesgerichtsgesetz den dazu nötigen Freispruch nur bei einer
Verurteilung durch den EGMR zulässt. Um ihren unrechtmässigen Strafregistereintrag
löschen zu lassen, muss die betroffene Person folglich den Prozess vor dem EGMR bis
zur Verurteilung der Schweiz fortsetzen, auch wenn beide Parteien auf diese verzichten
könnten. Um diese Lücke im Bundesgerichtsgesetz zu schliessen, gaben die
Rechtskommissionen beider Räte im November 2017 bzw. im April 2018 einer
entsprechenden parlamentarischen Initiative Nidegger (svp, GE) einstimmig Folge. 33

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.04.2018
KARIN FRICK

Das Anliegen der parlamentarischen Initiative Nidegger (svp, GE), das
Bundesgerichtsgesetz dahingehend anzupassen, dass eine Restitutio in integrum auch
bei einer gütlichen Einigung zwischen der Schweiz und dem EGMR – d.h. wenn die
Schweiz vor dem Gerichtshof anerkennt, dass sie eine Menschenrechtsverletzung
begangen hat und dieser im Gegenzug auf eine Verurteilung der Schweiz verzichtet –
ermöglicht wird, war in den Entwurf zum revidierten Bundesgerichtsgesetz
aufgenommen und vom Erstrat im Frühling 2019 gutgeheissen worden. Allerdings war
der Zweitrat im Dezember 2019 nicht auf die Vorlage eingetreten, weshalb sich die
Umsetzung der parlamentarischen Initiative verzögerte. Der Nationalrat verlängerte
deren Behandlungsfrist im Frühling 2020 daher um zwei Jahre. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.03.2020
KARIN FRICK

Öffentliche Ordnung

Der Berner Grosse Rat hatte zum zweiten Mal zu der Forderung nach einem
Vermummungsverbot für Demonstranten Stellung zu nehmen. Nachdem er noch 1991
eine Motion knapp abgelehnt hatte, stimmte er nun einer aus Kreisen der SVP, der FDP,
der SD und der EDU stammenden Volksinitiative im Verhältnis 93:81 zu. Die Regierung
hatte sich, wie schon beim erstenmal, dagegen ausgesprochen, da ein
Vermummungsverbot unverhältnismässig und zudem nicht durchsetzbar sei. In Zürich,
wo das Volk im Vorjahr einer Initiative der Freiheitspartei (FP) zugestimmt hatte,
ergaben sich Schwierigkeiten bei der konkreten Ausgestaltung. Der Kantonsrat wies
einen ersten Vorschlag zur Überarbeitung an die Regierung zurück. Durchsetzen konnte
sich schliesslich das vom Bundesgericht abgesegnete Basler Modell, das bestraft, wer
sich bei bewilligungspflichtigen Manifestationen auf öffentlichem Grund unkenntlich
macht. 35

KANTONALE POLITIK
DATUM: 31.12.1994
HANS HIRTER
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Die kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren regten ein Konkordat an, welches das
Verhängen von schweizweiten Rayonverboten ermöglichen soll. Erhält ein Hooligan
Rayonverbot, darf er sich nicht mehr in der Nähe von Sportstätten aufhalten. Ein
solches Verbot galt bisher nur für genau definierte Regionen und soll neu schweizweit
Geltung haben. Gewalttätige Fans werden im Polizeiinformationssystem Hoogan
eingetragen. Die Kontrollen der Verbote, die für drei Jahre gelten, sollen von den
Fussball- und Eishockeyclubs vorgenommen werden. Mit einer Mustervereinbarung
beschlossen die kantonalen Polizeidirektoren zudem, die Sportvereine zu mehr
Gewaltprävention zu verpflichten. Gefängniszellen im Stadion, verstärkter
Polizeieinsatz und alkoholfreies Bier sollen helfen, die Sicherheit in den Sportstadien zu
erhöhen. Die gegen das Konkordat eingereichten Beschwerden wurden vom
Bundesgericht im Oktober und im November abgewiesen. Es machte geltend, dass die
Bestimmungen nicht wie von den Beschwerdeführenden reklamiert, gegen die
Europäische Menschenrechtskonvention verstossen, da Rayonverbote, Meldeauflagen
und Polizeigewahrsam keinen strafrechtlichen Charakter hätten. 36

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 08.12.2010
MARC BÜHLMANN

Der Kanton Genf hat in der Volksabstimmung vom 11. März eine Verschärfung des
Kundgebungsgesetzes (Loi sur le manifestations) mit 53.9% Ja-Stimmen angenommen.
Die Gesetzesrevision stützt sich auf vier Säulen: Prävention, Zusammenarbeit zwischen
Organisatoren und der Polizei, Verantwortung der Organisationen und schliesslich
Bestrafung derselben, wenn sie ihren Verpflichtungen nicht nachkommen. Nach der
Abstimmung formierte sich aus der SP-Genf und der Communauté genevoise d’action
syndicale (CGAS) ein Referendumskommittee. Laut den Gegnern ist die Vorlage
undemokratisch und verfassungswidrig, weshalb sie Einspruch beim Bundesgericht
erhoben. Auch der UNO-Berichterstatter für Versammlungsfreiheit kritisierte das neue
Gesetz. 37

KANTONALE POLITIK
DATUM: 11.03.2012
NADJA ACKERMANN

Nachdem die Genfer Regierung 2012 das Kundgebungsgesetz verschärft hatte, legten
mehrere linke Organisationen Beschwerde beim Bundesgericht ein. Das neue Gesetz
verstosse gegen die Demonstrationsfreiheit. Das Bundesgericht gab den
Beschwerdeführern nur in einem Punkt Recht: Es sei nicht zulässig, dass einem
Veranstalter die Bewilligung für Demonstrationen bis zu fünf Jahre verweigert würde,
wenn es ohne dessen Verschulden bei einer vorgängigen Demonstration zu Krawallen
gekommen war. 38

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 27.09.2013
NADJA ACKERMANN

Die zweite und verschärfte Auflage des Hooligan-Konkordats von 2012 muss leicht
revidiert werden. Dies beschloss das Bundesgericht, indem es im Januar 2014 eine
Beschwerde des Basler Grossrats Tobit Schäfer (sp, BS) teilweise guthiess. So
verstiessen die Mindestdauer des Rayonverbots von einem Jahr und die automatische
Verdoppelung der Meldeauflage bei unentschuldbarer Verletzung der Meldepflicht
gegen das Verhältnismässigkeitsprinzip. Die Konferenz der kantonalen Justiz- und
Sicherheitsdirektoren (KKJPD) nahm den Entscheid gelassen hin. Während die
Erhöhung der Meldeauflage sowieso nur wenige Fälle pro Jahr beträfe, käme die
Herabsetzung der Mindestdauer des Rayonverbots gar einer Verschärfung des
Konkordats gleich, da dann auch bei geringfügigeren Vergehen Rayonverbote verhängt
werden könnten. Die übrigen Bestimmungen sah das Bundesgericht als
grundrechtskonform an. Eine Woche nach dem Entscheid beschloss der Baselbieter
Landrat, dem Konkordat nicht beizutreten. Eine Volksinitiative in beiden Basel ist
wahrscheinlich. Im April heizten Ausschreitungen beim Cupfinal in Bern sowie nach
dem Spiel des GC gegen den FCB in Basel die Diskussion über den Umgang mit
gewaltbereiten Fans weiter an. Insbesondere eine Haftpflicht für Schäden an Fanzügen
wurde gefordert. 39

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 10.01.2014
NADJA ACKERMANN
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Innere Sicherheit

Verschiedene Kantone hatten das in der Verordnung über die Behandlung von
Staatsschutzakten stipulierte Verfügungsrecht des Bundes über kantonale Akten, die an
den Bund weitergeleitet worden waren, bestritten. In seinem Entscheid vom 29. Mai
über staatsrechtliche Klagen des Kantons Genf gegen den Bund bzw. des Bundes gegen
den Kanton Baselland gab das Bundesgericht dem Bundesrat recht. Es stellte dabei
insbesondere fest, dass die rechtlichen Grundlagen für staatsschützerische Aktivitäten
des Bundes zwar relativ vage, aber doch gegeben seien. 40

KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.05.1991
HANS HIRTER

Das Bundesgericht unterstützte in einem Urteil das 1991 vom Bundesrat verfügte
Schusswaffentragverbot für Personen aus dem ehemaligen Jugoslawien. In Zukunft
wird der Bundesrat derartige Verbote auf das neue Waffengesetz abstützen können und
sich nicht mehr auf die Generalklausel zur Wahrung der Interessen der Schweiz (Art.
102.8 BV) berufen müssen. 41

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 19.02.1997
HANS HIRTER

Ende Januar legte der Bundesrat dem Parlament die Botschaft für die Schaffung von
zusätzlichen Bundeskompetenzen bei der Ermittlung gegen das organisierte
Verbrechen und die Wirtschaftskriminalität vor. Er begründete diese Vorlage mit dem
Umstand, dass diese Tatbestände oft sehr komplex sind und in der Regel auch die
Kantons- und Landesgrenzen überschreiten. Es sei deshalb notwendig, die
Ermittlungen in diesen Fällen effizienter zu koordinieren und namentlich die kleinen
Kantone, deren Strafverfolgungsbehörden oft an Kapazitätsschranken stiessen, zu
entlasten. Als wichtigste Neuerung schlug der Bundesrat vor, dass die
Bundesanwaltschaft in den genannten Bereichen unter bestimmten Umständen (d.h.
bei landes- oder kantonsüberschreitenden oder sehr komplexen Fällen) selbst ein
Ermittlungsverfahren eröffnen kann. Mit dieser Eröffnung des Ermittlungsverfahrens ist
nach dem neuen Art. 340bis StGB die Bundesgerichtsbarkeit begründet, und die
Bundesbehörden führen auch die Untersuchung durch. Um diese neuen Aufgaben zu
erfüllen, sollen in der Bundesanwaltschaft sukzessive 74 neue Stellen geschaffen
werden. Nach abgeschlossenen Ermittlungen kann dann gemäss Vorschlag des
Bundesrates die Beurteilung an das nach den üblichen Gerichtsstandbestimmungen
zuständige kantonale Gericht delegiert werden. Die Anklage würde allerdings, wie dies
anlässlich der Vernehmlassung von den Kantonen verlangt worden war, von der
Bundesanwaltschaft vertreten.
Da die Bundesbehörden damit wesentlich weiter gehende Kompetenzen erhalten als
heute, sollen nach Ansicht des Bundesrates auch die Rechte der Beschuldigten und
ihrer Verteidiger in diesem Verfahren ausgebaut und an die Standards der
Voruntersuchung nach Bundesstrafrecht und der kantonalen Prozessordnungen
angeglichen werden. Gleichzeitig soll im Rahmen dieses Gesetzgebungspaketes auch
die Aufsicht über die Bundesanwaltschaft verbessert werden und ihre Trennung von
der präventiven Polizei klarer zum Ausdruck kommen. Mit diesen Massnahmen könnten
die unbestrittenen Elemente der 1993 heftig kritisierten Vorschläge des Bundesrates für
eine Entflechtung der Bundespolizei und der Bundesanwaltschaft und die
Ausgestaltung letzterer als völlig unabhängige Staatsanwaltschaft verwirklicht werden.
Die Bundesanwältin soll zwar weiterhin vom Bundesrat gewählt werden und diesem
administrativ unterstehen, und sie soll auch weiterhin den Vorsteher des EJPD über
wichtige Ermittlungen informieren. Die Aufsicht würde aber in Anbetracht der
zusätzlichen strafprozessualen Funktionen grundsätzlich von einer richterlichen
Behörde (konkret von der Anklagekammer des Bundesgerichts) ausgeübt werden. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.01.1998
HANS HIRTER

Der Ständerat nahm im Oktober die Beratung der Vorlage auf und schloss sie in der
Dezembersession mit der Annahme der Gesetzesänderungen zur Verbesserung der
Effizienz und der Rechtsstaatlichkeit in der Strafverfolgung ab. Auf Antrag seiner
Kommission beschloss er ohne Gegenstimme Eintreten. In der Detailberatung
verschärfte er die Bedingungen, unter welchen die Bundesanwaltschaft bei Fällen von
organisiertem Verbrechen und schwerer Wirtschaftskriminalität ein Verfahren eröffnen
kann. Dies soll nicht generell bei landes- resp. kantonsüberschreitenden Delikten der
Fall sein, sondern nur dann, wenn die strafbaren Handlungen zu einem wesentlichen
Teil im Ausland begangen wurden resp. sich keinem Kanton schwerpunktmässig
zuordnen lassen. Als Neuerung gegenüber dem Regierungsprojekt kann die
Bundesgerichtsbarkeit auch dann begründet werden, wenn eine an sich zuständige
kantonale Behörde nicht über die Mittel verfügt, eine wirksame Strafverfolgung

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.12.1998
HANS HIRTER
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durchzuführen. Ein von Rhinow (fdp, BL) und Schiesser (fdp, GL) eingebrachter Antrag,
die Strafverfolgung in diesen Fällen obligatorisch den Bundesbehörden zuzuweisen,
unterlag allerdings mit 25:11 Stimmen. In der Gesamtabstimmung hiess der Rat die
neuen Bestimmungen im Strafgesetzbuch über die zusätzlichen Bundeskompetenzen
bei einer Gegenstimme, diejenigen über die Organisation der Bundesrechtspflege
oppositionslos gut. 43

Der Fall Tinner beschäftigte Politik und Medien 2010 weiterhin. Das Bundesgericht wies
zu Beginn des Berichtjahrs eine Beschwerde seitens der Bundesanwaltschaft ab, die
eine uneingeschränkte Einsicht in die umstrittenen Akten verlangt hatte. Das
Gerichtsurteil bestätigte den Bundesrat einstweilen in seinem Vorgehen, brisante
Papiere zu diesem Fall unter Verschluss zu halten. Im Dezember beantragte dann aber
der eidgenössische Untersuchungsrichter Anklage gegen die Familie Tinner und
forderte Akteneinsicht. In seinem Bericht machte er Verstösse gegen das
Kriegsmaterial- und das Geldwäschereigesetz geltend. Darüber hinaus kritisierte er die
Einschränkung der Akteneinsicht zulasten der Bundesanwaltschaft durch den
Bundesrat scharf. Es sei rechtsstaatlich bedenklich, wenn die eine Gewalt die andere
nicht respektiere und behindere. 44

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 23.12.2010
MARC BÜHLMANN

Für Aufsehen sorgte die Affäre um den Chef der Bundeskriminalpolizei Michael Perler.
Perler hatte 2009 seine russische Lebensgefährtin an ein mehrtätiges Treffen in St.
Petersburg mitgenommen und damit die Debatte ausgelöst, ob er ein Sicherheitsrisiko
eingegangen war. Sowohl die Fachstelle für Personensicherheitsprüfung im
Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS) sowie das
Bundesverwaltungsgericht schätzten Perler als eine Gefahr für die Staatssicherheit ein.
Dieser hatte den Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts an das Bundesgericht
weitergezogen. Bis zum Urteil des Bundesgerichts befindet sich Perler in bezahltem
Urlaub. 45

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.10.2011
NADJA ACKERMANN

Das Bundesgericht bestätigte am 25. September den zwischen der Bundesanwaltschaft
und Tinner ausgehandelten Deal und ermöglichte somit die Ziehung eines
Schlussstriches unter die Causa Tinner, welche seit 2004 andauerte. Die drei
Angeklagten wurden wegen Förderung der Herstellung von Atomwaffen sowie Marco
Tinner zusätzlich wegen Urkundenfälschung schuldig gesprochen. Da jedoch die
Freiheitsstrafen so bemessen wurden, dass sie knapp unter der Dauer der
Untersuchungshaft liegen, wird keiner der Angeklagten ins Gefängnis gehen müssen.
Das Bundesgericht entschloss sich zur Zustimmung, weil im Falle eines Neins ein
ordentliches Verfahren hätte eingeleitet werden müssen, welches aufgrund der
Vernichtung wesentlicher Beweismittel durch den Bundesrat mit hoher
Wahrscheinlichkeit zu Verfahrenseinstellungen oder Freisprüchen geführt hätte. 46

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 25.09.2012
NADJA ACKERMANN

Das Bundesgericht hat eine Beschwerde des beurlaubten Chefs der
Bundeskriminalpolizei, Michael Perler, abgewiesen und sich wie auch schon das
Bundesverwaltungsgericht dafür ausgesprochen, dass Perler weiterhin ein
Sicherheitsrisiko darstellt. Dies bedeutet jedoch nicht, dass Perler nicht in anderer
Funktion weiterhin für den Bund tätig sein kann. Als dessen Nachfolger wurde im
Dezember René Wohlhauser ernannt. 47

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 21.12.2012
NADJA ACKERMANN

Um den komplexer und dynamischer werdenden Bedrohungen für die
Informationsgesellschaft Rechnung zu tragen, beabsichtigte der Bundesrat, ein
Bundesgesetz über die Informationssicherheit (ISG) zu schaffen. Angriffe auf
Informationssysteme des Bundes hätten wiederholt gezeigt, dass der Schutz von
Informationen Lücken aufweise, welche unter anderem auf unzeitgemässe und
inkohärente Rechtsgrundlagen zurückzuführen seien. Mit dem neuen Gesetz sollen
einheitliche gesetzliche Grundlagen für das Management der Informationssicherheit
beim Bund geschaffen und somit Schwachstellen des geltenden Rechts behoben
werden. Den Begriff der Informationssicherheit definierte der Bundesrat im
erläuternden Bericht als «sämtliche Anforderungen und Massnahmen, die zum Schutz
der Vertraulichkeit, Verfügbarkeit, Integrität und Nachvollziehbarkeit von Informationen
dienen, und zwar unabhängig davon, ob die Informationen elektronisch, mündlich oder

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.10.2014
KARIN FRICK
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in Papierform bearbeitet werden.» Die im bestehenden System sektoriell angelegten
Rechtsgrundlagen und organisatorischen Zuständigkeiten seien nicht effizient und
sollten daher durch eine einheitliche Regelung ersetzt werden.

Bei der im Jahr 2014 durchgeführten Vernehmlassung waren überwiegend positive
Rückmeldungen eingegangen. Von den insgesamt 55 Vernehmlassungsteilnehmerinnen
und -teilnehmern standen unter anderen 17 Kantone, die CVP und die SP,
Economiesuisse sowie die Bundesanwaltschaft und ihre Aufsichtsbehörde dem Entwurf
grundsätzlich positiv gegenüber, brachten jedoch einige Änderungsvorschläge an. Diese
bezogen sich vor allem auf die Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen, die
Präzisierung von im Gesetzestext verwendeten Begriffen sowie auf die Schnittstellen
zwischen Informationssicherheit, Datenschutz und Öffentlichkeitsprinzip. Sieben
Kantone, die FDP sowie drei weitere Teilnehmende, darunter das Bundesgericht,
sprachen ihre vorbehaltlose Zustimmung zur Vorlage aus. Vollumfänglich ablehnend
äusserte sich einzig die SVP, die im neuen Gesetz keinen Mehrwert gegenüber gezielten
Verbesserungen am heutigen System sah. Von den drei Teilnehmenden, die dem
Entwurf grundsätzlich skeptisch gegenüberstanden, würde der Kanton Bern dem
Entwurf nur unter der Voraussetzung zustimmen, dass die kantonalen und kommunalen
Behörden bei der Anwendung des ISG auf die im Gesetz vorgesehenen Fachstellen des
Bundes zurückgreifen können und sie diese nicht selber aufbauen müssen. Der SGV
kritisierte indessen den «irreführenden Titel» sowie die mangelhafte Qualität der
erläuternden Materialien. Nach seinem Vorschlag sollte das Gesetz besser
«Bundesgesetz über die Informationssicherheit in Bundesbehörden und ähnlichen
Organisationen» genannt werden, da es sich nicht um ein gesamtgesellschaftliches
Regelwerk zu Information und Informationssicherheit handle. Im Ergebnisbericht des
Vernehmlassungsverfahrens folgerte das Generalsekretariat des VBS, dass die
überwiegende Mehrheit der Vernehmlasserinnen und Vernehmlasser die Schaffung
eines Informationssicherheitsgesetzes begrüsst. 48

In seiner dem Parlament im Februar 2017 unterbreiteten Botschaft stellte der
Bundesrat den Entwurf zum neuen Informationssicherheitsgesetz (ISG) vor. Im Zentrum
des Gesetzgebungsprojektes stehen mit der Zusammenführung der wichtigsten
Rechtsgrundlagen im Bereich der Informations- und Informatikmittelsicherheit des
Bundes in einen einzigen Erlass sowie mit der Einführung einer einheitlichen Regelung
für alle Behörden und Organisationen des Bundes zur Erreichung eines möglichst
einheitlichen Sicherheitsniveaus zwei ambitiöse Ziele. Dazu sollen im neuen Gesetz
insbesondere das Risikomanagement, die Klassifizierung von Informationen, die
Sicherheit beim Einsatz von Informatikmitteln, die personellen Massnahmen und der
physische Schutz von Informationen und Informatikmitteln geregelt werden.
Ausdrücklich festgehalten werden soll auch der Vorrang des Öffentlichkeitsgesetzes,
um zu betonen, dass das Öffentlichkeitsprinzip in der Verwaltung weiterhin
uneingeschränkte Geltung haben wird. Überdies überführte der Bundesrat die
Regelungen über die Personensicherheitsprüfung vom BWIS in das neue ISG und
erweiterte den Geltungsbereich des militärischen Betriebssicherheitsverfahrens auf
zivile Beschaffungen, um die Informationssicherheit bei der Vergabe von
sicherheitsempfindlichen Aufträgen an Dritte zu gewährleisten. Die Kantone sind vom
neuen Gesetz insofern betroffen, als sie bei der Bearbeitung von klassifizierten
Informationen des Bundes und beim Zugriff auf seine Informatikmittel für eine
gleichwertige Informationssicherheit sorgen müssen. Dazu sollen sie in einem
Koordinationsorgan Einsitz nehmen.

Mit einem langen Votum eröffnete Ständerat Isidor Baumann (cvp, UR) als Sprecher der
vorberatenden SiK-SR in der Wintersession 2017 die Debatte im Erstrat. Er gab dem
Ratsplenum einen Einblick in die Arbeiten der Kommission und legte dar, wie sie im
Verlaufe von vier Sitzungen zu ihren Entscheidungen gelangt war. Zum grossen und sehr
grundsätzlichen Diskussionspunkt der Gesetzesentschlackung führte er aus, man habe
sich von der Verwaltung erklären lassen, dass Umfang und Dichte der vorgeschlagenen
Regulierung – der Gesetzesentwurf umfasst immerhin 92 Artikel – notwendig seien, weil
die Bestimmungen für verschiedenste Behörden, darunter auch das Bundesgericht und
die Nationalbank, gelten sollen und eine solche einheitliche Lösung nur auf Gesetzes-
und nicht auf Verordnungsstufe erlassen werden könne. Um sich ein besseres Bild von
den Auswirkungen des neuen Gesetzes machen zu können, hatte die Kommission bei
der Bundesverwaltung weitere Unterlagen angefordert, so beispielsweise eine Liste der
zu schliessenden rechtlichen Lücken, eine Auflistung der indirekten Auswirkungen auf
die Kantone und genauere Angaben zu personellen und finanziellen Folgen. Darüber
hinaus hatte sie Professor Markus Müller, Leiter der Expertengruppe, die am Anfang
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dieses Gesetzgebungsprojektes gestanden hatte, EDÖB Adrian Lobsiger, RK-MZF-
Generalsekretär Alexander Krethlow sowie Vertreterinnen und Vertreter des
Bundesgerichts, der Parlamentsdienste, der Nationalbank und der Wirtschaft angehört.
Der integrale Ansatz und die angestrebte Vereinheitlichung seien am
Gesetzgebungsprojekt von allen Eingeladenen gelobt worden und auch der
Handlungsbedarf sei unbestritten anerkannt worden. Kritisiert worden sei die Vorlage
vor allem von der Wirtschaftsvertretung, welche das Gesetz auf seine KMU-Tauglichkeit
überprüft und mit der laufenden Revision des Bundesgesetzes über das öffentliche
Beschaffungswesen abgestimmt wissen wollte. Krethlow habe indes als
Kantonsvertreter die Forderung platziert, dass die Kantone für ihre Tätigkeiten im
Zusammenhang mit dem Informationssicherheitsgesetz vollumfänglich vom Bund
entschädigt werden sollten. Zusammen mit einer Stellungnahme des VBS hatten die in
den Anhörungen vorgebrachten Vorschläge und Empfehlungen der Kommission als
Grundlage für die Detailberatung gedient. Noch unklar war die Höhe der
Umsetzungskosten gewesen, weil das anzustrebende Sicherheitsniveau von den
Bundesbehörden erst im Rahmen des Vollzugs festgelegt werde. Der Bundesrat habe
sich jedoch einverstanden gezeigt, die SiK-SR zu allen kostenrelevanten
Umsetzungsstrategien und Vollzugserlassen zu konsultieren. Die SiK-SR hatte dem
Entwurf sodann einstimmig zugestimmt. Nach diesen umfangreichen Erläuterungen trat
der Ständerat ohne Gegenantrag auf die Vorlage ein.

In der Detailberatung zeigte sich die Unbestrittenheit der Vorlage: Zu keinem der
zahlreichen Änderungsanträge der SiK-SR fand eine Diskussion statt und auch der
Bundesrat zeigte sich mit allen Anpassungen einverstanden. Trotz der vielen Anträge,
die alle stillschweigend angenommen wurden, änderte sich inhaltlich nur wenig am
Entwurf des Bundesrates. So wurde die Trinkwasserversorgung explizit in die Liste der
kritischen Infrastrukturen aufgenommen und die systematische (und nicht nur
vorübergehende) Verwendung der AHV-Nummer zur Identifikation von Personen, die
Zugang zu Informationen, Informatikmitteln, Räumlichkeiten und anderen
Infrastrukturen des Bundes haben, erlaubt. Die Bestimmung, wonach Umsetzung,
Zweckmässigkeit, Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit des ISG periodisch überprüft
werden muss, ergänzte der Ständerat dahingehend, dass diese Überprüfung durch eine
unabhängige Stelle, namentlich durch die Eidgenössische Finanzkontrolle, zu
geschehen habe. Des Weiteren nahm er das Personal von Fedpol und
Bundesanwaltschaft einerseits sowie dolmetschende und übersetzende Personen im
Asylbereich andererseits in den Kreis jener Personen auf, die unabhängig davon, ob sie
Zugang zu geschützten Informationen oder Informatiksystemen des Bundes haben,
einer Sicherheitsprüfung unterzogen werden können. Ins Muster der fehlenden
Kontroverse fügte sich schliesslich auch die Gesamtabstimmung ein, bei der die kleine
Kammer die Vorlage einstimmig (bei vier Enthaltungen) annahm. 49

Kriminalität

Grosses Aufsehen erregte ein Entscheid des Bundesgerichts vom 24. März 1992 im Falle
eines seit 1985 in der Schweiz ansässigen und nach einer bedingten Haftentlassung
erneut in Untersuchungshaft sitzenden Ausländers. Das oberste Gericht hatte die
anlässlich der ersten Verurteilung als Zusatzstrafe verhängte Landesverweisung mit der
Begründung aufgeschoben, dass die Chancen einer Resozialisierung in der Schweiz
besser seien als im Heimatland des Delinquenten. Eine parlamentarische Initiative
Moser (ap, AG) (Pa.Iv. 92.421) verlangte nun, dass für Ausländer, die wegen bestimmter
schwerer Verbrechen zu Zuchthausstrafen verurteilt worden sind, automatisch eine
Landesverweisung auf Lebenszeit ausgesprochen wird. Diese Zusatzstrafe ist heute nur
bei Wiederholungstätern möglich. Die Ratsmehrheit lehnte die Initiative Moser ab. Im
Anschluss an diesen Entscheid überwies der Nationalrat jedoch eine vom Bundesrat
und der Ratslinken bekämpfte Motion, welche Änderungen des StGB und des
Ausländergesetzes (Anag) verlangt, damit Landesverweisungen, welche von den
Gerichten als Zusatzstrafe bei schweren Verbrechen verhängt worden sind, auf jeden
Fall vollzogen werden müssen. Für den Ständerat war diese Motion zu undifferenziert,
weshalb er sie in ein Postulat umwandelte. Noch 1986 hatte der Nationalrat die
Überweisung einer grundsätzlich gleichen Motion Ruf (sd, BE) mit 82:3 Stimmen
abgelehnt (Mo. 85.430). 50
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Mit knappem Mehr (69:62) gab der Nationalrat auf Antrag seiner vorberatenden
Kommission einer parlamentarischen Initiative Carobbio (sp, TI) Folge, welche verlangt,
dass Schmier- oder Bestechungsgelder grundsätzlich nicht mehr als
Geschäftsunkosten steuerlich abziehbar sind. Die heutige Rechtslage basiert auf einem
Bundesgerichtsentscheid und einem darauf gestützten Kreisschreiben der
Eidgenössischen Steuerverwaltung aus dem Jahre 1946. Danach sind derartige
Zahlungen steuerlich absetzbar, wenn sie vom Empfänger als Einnahmen deklariert sind
und ihre geschäftliche Notwendigkeit nachgewiesen ist. 51
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